
Das Lied "Amoklauf" der Musikgruppe Mono für Alle! soll laut Staatsanwaltschaft 
Stuttgart Anlass für die Amokläufe an Deutschen Schulen sein.   

Die Staatsanwaltschaften Stuttgart und Gießen ermitteln seit knapp einem Jahr gegen die 
Musikgruppe Mono für Alle!  Der offizielle Vorwurf lautet: "Anleitung zu Straftaten" nach § 
130a  StGB. Der  mit  dem  Fall  beauftragte  Staatsschutz  observiert  das  Umfeld  der 
Bandmitglieder,  besucht Bekannte und Familienangehörige, durchforscht Schulakten an 
der ehemaligen Schule eines Bandmitgliedes, kontaktiert Konzertveranstalter und meldet 
sich mit einer extra angelegten Emailadresse im Fanklub an. Das alles geschieht ohne 
Kenntnis  der  Bandmitglieder;  diese  erfuhren  erst  kürzlich  über  Umwege  von  den 
Ermittlungen. Die nun vorliegende Akte gibt erste Einblicke in das Vorgehen von Justiz 
und Staatsschutz.
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Die  Aufzeichnungen  beginnen  im  Dezember  2006:  Die  Polizeidirektion  Waiblingen 
beschäftigt  sich mit  dem Lied  Amoklauf und beschreibt  dieses in einer   Email  an den 
Stuttgarter  Staatsanwalt  Milionis  als  "sehr  aggressiv  und  aufreisserisch".  Die 
strafrechtliche Relevanz müsse überprüft werden. Beigefügt ist ein Interview mit MfA! aus 
dem Computerspiele-Magazin demonews, worin einige Passagen unterstrichen sind, u.a. 
der Hinweis, das MfA! zwei Wochen vor dem Amoklauf in Erfurt gespielt hätten und das es 
bereits eine Auflage von der LFK (Landesanstalt für Kommunikation) gäbe, welche das 
Senden des Liedes im Radio vor 22 Uhr untersage. Nicht unterstrichen hingegen ist die 
Passage, in der MfA! dem Lied eine therapeutische Wirkung unterstellen, die nicht zum 
Amoklaufen motiviere sondern vielmehr davon abhalte. Ebenso fehlt der Hinweis, das die 
LFK  zwar  die  Sendefähigkeit  des  Liedes  wegen  einer  angeblich  "entwicklungs-
gefährdenden Wirkung auf  Jugendliche" eingeschränkt  hat,  insgesamt jedoch in einem 
umfangreichen  Gutachten  feststellte,  dass  das  Stück  unter  die  in  Art.  5  Grundgesetz 
garantierte  Freiheit  der  Kunst  fällt:  "Es  entspricht  den Gattungsanforderungen  der 
Dichtung  und  Komposition  und  betrifft,  durch  seine  Verbreitung  während  einer 
Rundfunksendung, den Wirkbereich eines Kunstwerkes."
Staatsanwalt Milionis zieht seine eigenen Schlüsse: "Die Band 'Mono für Alle' hat ein 
Lied  mit  dem  Titel  'Amoklauf'  produziert,  das  derzeit  Anlass  von  sogenannten 
School Shootings ist  und war (Erfurt!)". Er sieht  in  dem Stück eine  "Anleitung zu 
Straftaten" womit  der  Straftatbestand  des  §130a  StGB  erfüllt  sei.  Es  folgt  ein 
Übernahmeersuchen an die zuständige Staatsanwaltschaft Gießen.
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In Gießen beschäftigt sich nun Staatsanwalt Vaupel mit der Angelegenheit und beauftragt 
KOKin Cofsky vom Staatsschutz mit den Ermittlungen. Die Staatsschützerin hat in Gießen 
einen zweifelhaften Ruf als politisch motivierte Ermittlerin, die Beweismittel fälscht oder 
zurück  hält,  Hausdurchsuchungen  ohne  Durchsuchungsanordnungen  per  "Gefahr  im 
Verzug" erwirkt oder DNA-Entnahmen nach belieben anordnet.  Das OLG Frankfurt a.M. 
hatte erst kürzlich in einem Verfahren das Vorgehen der Staatsschützer für rechtswidrig 
erklärt und Vergleiche zur NS-Zeit gezogen.
2006  ermittelte  Cofsky  gegen  einen  jugendlichen  Punk  wegen  Verwendung  von 
Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen, nachdem bei einer Hausdurchsuchung 
eine CD der Punkband Schleimkeim gefunden wurde - das Cover zeigt ein Foto von Adolf 
Hitler  neben  einer  Hakenkreuzflagge,  daneben  steht  "Drecksau".  Auch  hier  gibt  es 
Parallelen zur Stuttgarter  Justiz:  Die strafrechtliche Verfolgung von Anti-Nazi-Symbolen 
wurde  im  selben  Jahr  von  der  Staatsanwaltschaft  Stuttgart  initiiert  und  die 
medienwirksame Verurteilung eines Onlinehändlers konnte erst in der Revision durch das 
BGH gekippt werden.
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Bereits 5 Tage nach Übernahme des Falles liefert Cofsky einen ersten "Ermittlungsbericht" 
ab. Darin stellt sie nach einigen fehlgeschlagenen Versuchen der Identitätsfeststellung via 
Google-Internet fest, dass es  "bedingt durch das extrem konspirative Vorgehen der 
Band  keinerlei  Anhaltspunkte  zur  Identifizierung  der  Mitglieder  gibt  (...)  nach 
Ansicht von Uz. besteht die einzige Möglichkeit der Identifizierung im Rahmen einer  
Kontrolle bei/im Vorfeld eines Konzertes."

Die folgenden Ermittlungen konzentrieren sich auf die  Durchforschung des Internets, 
einer fingierten Fanklubanmeldung und der Bestellung von Tonträgern im Internet 
sowie der Auswertung von Fotos und Interviews. 

Auch Veranstaltungszentren geraten in das Visier der Fahnder: 

Trotz all dieser Recherche gelingt es den Ermittlern angeblich auch weiterhin nicht, die 
Identität der Bandmitglieder festzustellen. Auf die einfache und naheliegende Möglichkeit 
einer  Whois-Abfrage  des  Domaininhabers  wollen  die  Staatsschützer  nicht  gekommen 
sein. 
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Stattdessen zielen die Ermittlungen des Staatsschutzes darauf ab, eine Überprüfung von 
MfA! auf einem Konzert stattfinden zu lassen. In einem späteren Schreiben, unmittelbar 
nach Veröffentlichung der Sommer-2007-Konzertdaten auf der MfA!-Internetseite, schreibt 
Cofsky an Staatsanwalt Vaupel: "Zur Feststellung der Personalien der Bandmitglieder 
sollte die Akte umgehend direkt an eine der betreffenden Dienststellen - Rostock 
(2x), Hamburg, Chemnitz - mit Eilvermerk übersandt werden". 

Vaupel entscheidet sich für ein Vorgehen mit besonderem Konfliktpotenzial: Er ordnet eine 
Überprüfung und "Vernehmung der Bandmitglieder als Beschuldigte" während des 
Festivals  MusicAgainstG8 im Umfeld der G8-Proteste in Rostock an und beantragt ein 
entsprechendes  Amtshilfeersuchen  bei  der  Rostocker  Polizei.  Später  erwidern  die 
Kollegen  aus  Rostock:  "Auf  Grund  der  hohen  dienstlichen  Belastung  der 
Einsatzbeamten  beim  Weltwirtschaftsgipfel  konnte  die  Realisierung  ihres 
Amtshilfeersuchens nicht erfolgen."

Erst 8 Monate nach dem offiziellen Beginn der Ermittlungen führen die Staatsschützer laut 
Ermittlungsakte  die  Whois-Abfrage  im  Internet  durch.  Anschließend  wird  die  dabei 
ermittelte Person nicht, wie vielleicht anzunehmen wäre, persönlich mit einem Tatvorwurf 
konfrontiert, sondern die Staatsschützer suchen Familienangehörige auf, informieren diese 
über  die  angebliche  Straftat  und  stellen  Fragen,  z.B.  zur  politischen  Ausrichtung  der 
Musikgruppe. Bekannten wird am Telefon mitgeteilt, das Bandmitglied werde seit "langer 
Zeit  von  der  Polizei  gesucht".  Cofsky  erklärt  am  Telefon,  es  solle  ein 
"Persönlichkeitsprofil der Bandmitglieder erstellt werden" - scheinbar in Unkenntnis, 
dass das Erstellen von Persönlichkeitsprofilen laut Bundesverfassungsgericht unzulässig 
ist.  Ebenso wird in den Schulakten einer Gießener Schule nach ehemaligen Schulbands 
und deren Mitgliedern recherchiert. Augenzeugen berichten von merkwürdigen Methoden 
der Beamten: Beispielsweise benutzen diese nicht den Briefkasten, sondern hinterlassen 
direkt daneben einen handschriftlichen Zettel, durch einen Stein beschwert, mit der Bitte 
um  Rückruf.  Alsbald  wusste  die  gesamte  Nachbarschaft  in  mehreren  Orten  von  den 
Ermittlungen, so dass nun auch die Musiker selbst davon erfuhren.

Mono für Alle! haben einen Rechtsanwalt eingeschaltet und Akteneinsicht beantragt. Die 
Ermittlungen dauern bis dato an - über eine Einstellung des Verfahrens ist bisher nichts 
bekannt.
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